Sorgfaltsanforderungen des Tierarztes bei 
einer staatlichen Tötungsanordnung
Die Landestierärztekammer Rheinland-Pfalz hatte durch eine entsprechende Anzeige Kenntnis erlangt, dass ein im Kammerbereich niedergelassener Tierarzt aufgrund einer polizeilichen Verfügung beauftragt war, sechs Rinder sofort zu töten, welche sodann unverzüglich notgeschlachtet werden sollten. 

Die Tötungsaktion misslang allerdings in wesentlichen Zügen. 

Am Tag der angeordneten Aktion versuchte der Tierarzt mit zwei weiteren Jägern vom Hochsitz aus, die Tiere zu töten. Zwei Tiere konnten getötet werden. Ein Rind wurde am folgenden Tag erst tot aufgefunden, drei weitere Rinder, die zunächst ebenfalls entkommen konnten, zu denen ein dreieinhalb Monate altes Kalb gehörte, dessen Muttertier bereits am Tötungstag getötet worden war, wurden erst neun Tage später vom Tierarzt getötet. 

Die Kammer konfrontierte den Tierarzt mit diesem Sachverhalt und leitete ein Berufsverfahren ein. 

Im Ergebnis hat das Berufsgericht für Heilberufe bei dem Verwaltungsgericht Mainz (Az.: BG-H 6/11.MZ) die Rüge der LTK bestätigt und ein Ordnungsgeld festgelegt. Zudem hat es die Kosten des Verfahrens dem Antragsteller auferlegt. 

Zur Begründung wird im Wesentlichen ausgeführt, dass das „Ob“ der Tötung zwar gerechtfertigt sei, aber von einem Tierarzt als berufenen Schützer der Tiere zu fordern sei, dass er angeschossene Tiere nicht sich selbst überlasse, sondern alles Erdenkliche zu tun habe, um diesen im Rahmen einer Nachsuche habhaft zu werden. Eine solche Nachsuche hätte auch unter Zuhilfenahme von ausgebildeten Jagdhunden erfolgen müssen. Zudem wertete es das Berufsgericht als pflichtwidrig, dass ein Teil der u. a. angeschossenen Tiere erst neun Tage später habe final getötet werden können. 

Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass an einen Tierarzt als berufenen Schützer der Tiere (vgl. Bundestierärzteordnung; Berufsordnung) hohe Anforderungen an die ordnungsgemäße Durchführung einer polizeilich angeordneten Tötung zu stellen sind. Insoweit erfordert es eine detaillierte und gut vorbereitete Durchführung, in der auch unvorhergesehene Risiken bedacht werden müssen. Insbesondere obliegt dem verantwortlichen Tierarzt die Pflicht, kranke/angeschossene Tiere sofort und mit sämtlich zur Verfügung stehenden Mitteln (Jagdgebrauchshunde) nachzusuchen, um etwaige Qualen und Leiden unverzüglich lindern zu können. 
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